
Schäuble und Ondracek einig über Tarifmodell
±ä S. 3

Disput mit der FDP über Ausstattung
der Betriebsprüfung

±ä S. 9

Zwangsteilzeit ist Attacke auf Berufsbeamtentum
±ä S. 6

Die Steuer-Gewerkschaft
Gewerkschaftsorgan der Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG)

-- Fachgewerkschaft der Finanzverwaltung --

1-2/97
46. Jahrgang - Januar/Februar 1997 - ISSN 0178-207X

Z 8612 E



Das Wichtigste auf einen Blick

Schäuble und Ondracek einig
über Tarifmodell

Für die Steuerreform ist es zweitrangig, ob ein linear-
progressiver Tarif oder ein Stufentarif gewählt wird.
In diesemUrteil stimmten der DSTG-Chef Dieter
Ondracek und der Vorsitzende der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion,Wolfgang Schäuble, überein. Bei
beidenModellen könnte das Prinzip ,,Niedrige
Steuersätze, wenigeAusnahmen", verwirklicht wer-
den. Ondracek und Schäuble erörterten alle wich-
tigen Fragen der Steuerpolitik.

±ä S. 3

Disput mit der FDP über
Ausstattung der Betriebsprüfung

Der Fraktionsvorsitzende der FDP-Bundestagsfrak-
tion, HermannOtto Solms vertritt die Position, daû
die Betriebsprüfung in Deutschland im internatio-
nalenVergleich Spitze sei. Der DSTG-Vorsitzende,
Dieter Ondracek, erklärte in einemGespräch, die
Arbeit der Kollegen sei in der Tat sehr effizient.
Allerdings fehlte eine ausreichende Zahl von Be-
triebsprüfern. Der geplante Turnus der Prüfung von
mittleren und sogar groûen Unternehmen könne
deshalb nicht eingehaltenwerden. DemFiskus
entgingen jährlich hoheMilliardensummen.

±ä S. 9

Zwangsteilzeit ist Attacke auf das
Berufsbeamtentum

Die DSTGbleibt bei ihrer entschiedenenAblehnung
der Zwangsteilzeit im öffentlichenDienst. Insbeson-
dere der Nachwuchs könne nicht vonHalbtagsjobs
leben. Auûerdem lasse sich dieser Zwang nicht mit
denGrundsätzen des Berufsbeamtentums verein-
baren. Deshalb dürfe diese Bestimmung nicht in
das Gesetz zur Dienstrechtsreform aufgenommen
werden.

±ä S. 6

Liebe Kolleginnen und Kollegen!

W er eine wirksame berufspolitische Ar-
beit betreiben will, muû nicht nur über-
zeugend seine Positionen vertreten, er

muû auch in den Medien präsent sein. ,,Politik im
stillen Kämmerlein" bewirkt nichts. Denn wir
müssen uns auch diejenigen zu unseren Bundesge-
nossen machen, die das ,,Schicksal" der Politiker
bestimmen, nämlich dieWähler.
Auch zu Beginn des neuen Jahres hat die DSTG
auf diese Art Öffentlichkeitsarbeit betrieben und
deutlich gemacht: die Steuerverwaltung steht an
der Seite der ehrlichen und pünktlichen Steuer-
zahler. Wer die Steuerverwaltung schwächt, för-
dert nicht nur die Steuerkriminalität, sondern
legt auch den Grundstein für eine immer stärke-
re Staatsverdrossenheit, die in sozialen Unfrie-
den einmünden kann, insbesondere dann, wenn
sie kulminiert mit einem einseitigen Sozialab-
bau.
Wer über den Wirtschaftsstandort Deutschland
lamentiert, muû auch bedenken, daû der soziale
Frieden Garant für die wirtschaftspolitische Ent-
wicklung in der Nachkriegsgeschichte war und
die Gewerkschaften bei ihrem Tarifabschluû
auch und gerade den Wirtschaftsstandort
Deutschland stets im Auge gehabt haben.
Zur sozialen Gerechtigkeit gehört auch die
Steuergerechtigkeit. Darum ist der Ansatz
von Bundesfinanzminister Waigel richtig, den
Steuertarif zu entlasten, die steuerlichen Vergün-
stigungen abzubauen und die Steuerschlupf-
löcher zu schlieûen.
Davon profitieren ± wird dies alles richtig umge-
setzt ± in erster Linie die Arbeitnehmer, die man-
gels finanzieller Masse Steuervergünstigungen
nur im begrenzten Umfang wahrnehmen können.
Zwar: nicht nur die DSTG ist skeptisch, ob dies
in Anbetracht der bisherigen negativen Erfah-
rungen gelingt. Falsch ist jedoch, das ,,zarte
Pflänzchen Steuerreform" schon jetzt zu zerre-
den.
Wenn wir uns zu Beginn des neuen Jahres Glück
wünschen, wünschen wir uns auch, daû unsere
Träume und Utopien in Erfüllung gehen. Dies
wünsche ich auch der ,,groûen Steuerreform".

Verantwortlich: Dieter Ondracek, Dr. Paul Courth, In der Raste 14 (DSTG-

Haus), 53129 Bonn, Telefon (02 28) 5 30 05-0, Fax (02 28) 23 90 98, Verlag: Steuer-

Gewerkschaftsverlag, In der Raste 14, 53129 Bonn, Telefon (02 28) 5 30 05-0,

Fax (02 28) 23 90 98, Herstellung: BUB, Bonner Universitäts-Buchdruckerei

Baunscheidtstraûe 6, 53113 Bonn. Nachdruck honorarfrei gestattet. ,,Die Steuer-

GewerkschaftÁÁ erscheint zehnmal jährlich; regelmäûig beigefügt ist ,,Die Steuer-

WarteÁÁ und einem Teil der Ausgabe, neunmal im Jahr, ,,Die Steuer-Gewerkschaft

in Nordrhein-WestfalenÁÁ. Bezugspreis durch Mitgliedsbeitrag abgegolten. Auflage:

ca. 90 000. Anzeigenabteilung: In der Raste 14, 53129 Bonn. Tel. (02 28) 5 30 05 13,

Fax (02 28) 23 90 98. Gültig ist Anzeigentarif Nr. 21 vom 1. Januar 1997.

Gedruckt auf 100% Recyclingpapier

2 Januar/Februar 1997

D I E S T E U E R G E W E R K S C H A F T

D
as

W
ic
ht
ig
st
e
au
f
ei
ne
n
B
li
ck



D ie Lage der Steuer-
verwaltung und die
aktuelle Steuerpoli-

tik bildeten den Schwer-
punkt eines Gespräches des
Bundesvorsitzenden mit dem
Vorsitzenden der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion Wolf-
gang Schäuble am 19. No-
vember 1996 in Bonn. Betei-
ligt war Bundesgeschäftsfüh-
rer Paul Courth.

1. Jahressteuergesetz
1997

Ondracek hob hervor, daû
die Bedarfsbewertung bei
der Erbschaftsteuer ± vorge-
sehen ist das Ertragswert-
verfahren ± zusätzliche Ar-
beitsbelastungen für die Be-
schäftigten der Steuerver-
waltung bringe. Dies schon
deshalb, weil neben der
Bedarfsbewertung die her-
kömmliche Einheitsbewer-
tung für die Grundsteuer
weiterlaufen müsse. Auch
der Wegfall der Vermögen-
steuer bringe keine we-
sentliche Arbeitsentlastung;
dieVermögensteuerveranla-
gung sei als ,,Arbeitsspitze"
bisher miterledigt worden,
ihr Wegfall käme aber der
übrigen Arbeit im Innen-
dienst zugute.

Im übrigen wies Ondracek
auf die soziale Schieflage
hin, in die dieGesetzgebung
hineinmanövriert werde.
Einerseits soll die Vermö-
gensteuer abgebaut und die
steuerliche Absetzbarkeit
des Arbeitslohnes für die
Hausgehilfin (,,Dienstmäd-
chenprivileg") eingeführt
werden, andererseits werde
Sozialabbau betrieben etwa
durch die Begrenzung
der Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall. Es sei daher
wichtig, daû über eine Erhö-
hung der Erbschaftsteuer
ein sozialverträglicher Aus-
gleich geschaffenwerde.

Schäuble schien dem im Er-
gebnis zuzustimmen.

2. ,,Groûe Steuerreform"

Zur ,,groûen Steuerreform"
erörterten die Teilnehmer im
einzelnen die bisher vorge-
legten Modelle nach dem
Prinzip ,,Niedrigere Steuer-
sätze ± weniger Ausnah-
men".

Die Teilnehmer waren sich
darin einig, daû es von
zweitrangiger Bedeutung
sei, ob der Tarif linear-pro-
gressiv oder als Stufentarif
ausgestaltet werde. Auch
der Stufentarif werde nach
den Stufen nicht abrupt
nach oben gezogen, sondern
erst nach dem Schwellen-
wert der Vorstufe werde die
neue Stufe angewandt. So
enthalte auch der Stufentarif
deutliche Elemente eines
linear-progressiven Tarifs.

Die Teilnehmer stimmten
auch darin überein, daû
Werbungskosten ebenso
wie Betriebsausgaben ab-
zugsfähig bleiben müûten.
Dies gebiete das Nettoprin-
zip als Ausfluû des Prinzips
der Besteuerung nach der
individuellen wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit.

Eingeführt werden solle ±
so Schäuble ± eine Entfer-
nungspauschale für die
Fahrten zwischen Wohnung
und Arbeitsstätte. Ein ± so
die DSTG-Vertreter ± richti-
ger Schritt unter der Voraus-
setzung, daû die Höhe der
Entfernungspauschale die

gestiegenen Kosten für die
Kraftfahrzeughaltung be-
rücksichtige.

Die DSTG-Vertreter hoben
hervor, daû der Wegfall von
Steuerbefreiungen nach § 3
EStG ± z. B. die Besteuerung
der Lohnersatzleistungen ±
erhebliche zusätzliche Ar-
beitsbelastungen mit sich
bringen werde. Die Fallzah-
len würden dynamisch an-
steigen.

Übereinstimmung bestand
auch darüber: je stärker es
gelinge, steuerliche Vergün-
stigungen abzubauen und
den Tarif zu senken, desto
stärker werde der ,,normale"
Steuerpflichtige, insbeson-
dere der Arbeitnehmer, ent-
lastet, weil die steuerlichen
Vergünstigungen weit über-
wiegend den Beziehern hö-
herer Einkommen zugute
kämen.

Die DSTG-Vertreter wiesen
darauf hin, daû der neue Ta-
rif nicht allein über den Ab-
bau steuerlicher Vergünsti-
gungen und Sonderrege-
lungen finanziert werden
könne, sondern auch über
die Erschlieûung der vor-
handenen Steuerquellen,
d. h. die Stärkung der Fi-
nanzverwaltung. Die jüng-
sten Bemerkungen des Bun-
desrechnungshofes hätten
vollends deutlich gemacht,
welches Potential hier aus-
geschöpft werden könne.

Das Gespräch dauerte eine
Stunde und fand in der
gewohnten offenen Atmo-
sphäre statt.

DSTG sprach mit dem Fraktionsvorsitzenden der CDU/CSU

Schäuble und Ondracek
einig über Tarifmodell

Titelfoto:
Experten unter sich. Der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundes-

tagsfraktion,Wolfgang Schäuble, legte imGesprächmit
DSTG-Chef Dieter OndracekWert darauf, seine Karriere im

Finanzamt Freiburg begonnen zu haben.
Foto: EduardN. Fiegel

Finanzminister

kapitulieren

vor Arbeitsmenge

D er DSTG-Bundes-
vorsitzende Ondra-
cek sagte in Inter-

views mit dem Südwestfunk
und dem Saarländischen
Rundfunk, die Finanzämter
seien wegen Personalman-
gel nicht mehr in der
Lage, alle Steuererklärun-
gen gründlich zu bearbei-
ten. Die ,,Hannoversche All-
gemeine" Zeitung berichte-
te in ihrer Ausgabe vom
3. Dezember 1996, daû die
Bundesländer gemeinsam
mit dem Bundesfinanzmini-
sterium einen Erlaû vorbe-
reitet hätten, wonach die
Steuerpflichtigen mit mehr
als 400000 DM Einkommen
künftig von den Finanzäm-
tern stärker geprüft würden.
Der DSTG-Bundesvorsit-
zende stellte gegenüber der
Hannoverschen Allgemei-
nen und weiteren Zeitungen
dar, daû der entsprechende
Erlaû keine intensivere Prü-
fung vorgebe, sondern im
Gegenteil regle, wie die
Sachbearbeiter in den Fi-
nanzämtern der Mengenflut
,,Herr" werden könnten. So
wird in dem Erlaû zugege-
ben, daû die Finanzämter
nicht mehr in der Lage sind,
alle Steuererklärungen ex-
akt zu bearbeiten und zu
überprüfen. Durch gezielte
Fallauswahl, die durch
Computereinsatz gesteuert
wird, werden den Sachbear-
beitern die intensiv zu prü-
fenden Steuererklärungen
vorgegeben. Die nicht aus-
gesteuerten Erklärungen
sind bei der Bearbeitung nur
noch überschlägig zu prü-
fen. Die DSTG begrüût, daû
mit diesem Erlaû die politi-
sche Verantwortung für die
nur noch stichprobenweise
Überprüfung übernommen
wird. Bislang muûten die
Kolleginnen und Kollegen in
den Finanzämtern selbst zu-
sehen, wie sie mit der Arbeit
fertig werden.Mit der neuen
Regelung werden sie teil-
weise von der persönlichen
Verantwortung freigestellt.
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D ie Lage der Steuer-
verwaltung im Saar-
land, aber auch die

aktuelle Steuerpolitik stan-
den im Mittelpunkt eines
Gespräches des Bundesvor-
sitzenden Dieter Ondracek
mit der Ministerin für Wirt-
schaft und Finanzen des
Saarlandes, Christiane Kra-
jewski am 17. Dezember
1996 in Saarbrücken.

An dem sehr ausführlichen
und offenen Gespräch nah-
men von seiten des Ministe-
riums Staatssekretär Dr.
Christmann und Reg.Dir.
Maurer teil. Ondracek wur-
de vom Landesvorsitzenden
Artur Folz begleitet.

Bei der Beurteilung der
personellen Situation der
Steuerverwaltung müsse die
Haushaltslage des Landes
als Folge der Strukturkrise
bei Kohle und Stahl berück-
sichtigt werden, sagte Kra-
jewski. Das Saarland müsse
seine konsumtiven Ausga-
ben, an denen die Personal-
ausgaben den Löwenanteil
bilden, drastisch zugunsten
der investiven Ausgaben
abbauen.

Dennoch nehme das Saar-
land nach einer Aufstellung
des Bundesfinanzministeri-
ums beim Personalstand in
der Steuerverwaltung einen
Mittelplatz im Reigen der
16 Länder ein. Von einer
zu schwachen Besetzung
könne daher nicht gespro-
chen werden. Im übrigen
werde mit der bloûen Forde-
rung, nur die Zahl derMitar-
beiter zu erhöhen, das Ziel
Steuergerechtigkeit nicht
erreicht. Zudem verwies die
Ministerin auf den verstärk-
ten Einsatz von DV-Technik
in der Steuerverwaltung.

,,Nicht der Vergleich zur
Einwohnerzahl, sondern zur
vorhandenen Arbeit in den
Finanzämtern müsse Maû-
stab für die Feststellung des
Personalbedarfs sein", wi-

dersprach Ondracek. Die
DSTG begrüûte den Einsatz
von DV-Technik, sie warne
aber vor dem Glauben, da-
durch einen Abbau des Per-
sonalfehlbestandes zu errei-
chen. Folz verwies nochmals
darauf, daû die Ausschöp-
fung der Steuerquellen ±
nicht nur im Saarland ± ins-
gesamt zu höheren Einnah-
men und damit zu weiterer
Investitionsmöglichkeit füh-
renwürde.

Ondracek verdeutlichte und
begründete auch die Ableh-
nung der DSTG zur vorgese-
henen Neuorganisation der
Finanzämter und Neuord-
nung des Besteuerungsver-
fahrens. Nach Auffassung
der DSTG verstöût die Quo-
tenvorgabe gegen die Be-
steuerungsgrundsätze wie
auch gegen den Untersu-
chungsgrundsatz.

Mit der Neuorganisation bei
der Veranlagung mit Fall-
quoten für verschiedene
Einkommenshöhen sowie
Kriterien für Intensivprü-
fungsfälle werde eine ange-
messene Präventionswir-
kung erreicht, dem Legali-
tätsprinzip sowie dem Prin-
zip der Verhältnismäûigkeit
Rechnung getragen und
gleichzeitig das Verhältnis
zwischen Erfolg und Ar-

beitsaufwand zur Richt-
schnur für die Arbeit der
Finanzbehörden gemacht,
rechtfertigte Frau Krajewski
den Beschluû der Finanzmi-
nisterkonferenz.

Auch die massive Kritik der
DSTG an der personellen
Ausstattung der Auûendien-
ste lieû die Ministerin nicht
gelten. Das Saarland liege
bei den Betriebsprüfungen
im Bundesdurchschnitt, die
Anschluûprüfungen bei den
Groûbetrieben seien eben-
falls gewährleistet.

Um eine höhere Prüfungs-
effizienz bei Mittel-, Klein-
und Kleinstbetrieben zu er-
reichen, werde das Saarland
in Zukunft ± wie die meisten
der übrigen Bundesländer
auch ± auf Anschluûprüfun-
gen bei Groûbetrieben ver-
zichten, soweit keine dem
entgegenstehende Beson-
derheiten zu erkennen sei-
en. Maûnahmen zur weite-
ren Steigerung der Betriebs-
prüfungseffizienz seien ein-
geleitet worden.

Auch die ,,Produktivität"
der saarländischen Steuer-
fahndungsstellen könne
sich sehen lassen.

Ondracek und Folz bestan-
den auf einer bundesweiten
personellen Verstärkung der
Auûendienste, besonders
auch im Saarland. Nicht nur
die DSTG fragt sich ständig,
warum die Finanzminister
keine Betriebsprüfer und
Fahnder einstellten, obwohl
jeder einzelne von ihnen
Mehrergebnisse in Millio-
nenhöhe jährlich erbringe.

Einig waren die Parteien
sich lediglich in der posi-
tiven Beurteilung der Arbeit
der Kolleginnen und Kolle-
gen in der Steuerverwaltung
und in der realistischen Be-
wertung einer ,,groûen"
Steuerreform, von der
kaum wesentliche Arbeits-
erleichterungen erwartet
werden.

DSTG-Chef Dieter Ondracek im Gespräch mit Ministerin Krajewski

Saarland will Personal-
ausgaben drastisch abbauen

Christiane Krajewski
(SPD),Ministerin f. Wirt-
schaft und Finanzen

Vermögensteuer

als Arbeitsspitze

miterledigt

D STG-Chef Dieter
Ondracek hat in
einem Schreiben

an den Parlamentarischen
Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft,
Heinrich L. Kolb, klarge-
stellt, daû die Nichterhe-
bung der Vermögensteuer
zum 1. Januar 1997 keinen
Einfluû auf die Personal-
ausstattung in den Finanz-
ämtern haben könne. ,,Die
Veranlagung zur Vermö-
gensteuer, die alle drei
Jahre stattfindet, wurde
bisher in den Veranla-
gungsbezirken als ÁAr-
beitsspitze© miterledigt.
Die stark belasteten Veran-
lagungsbezirke sind durch
den Wegfall der Vermö-
gensteuer allenfalls margi-
nal entlastet. Auf die Perso-
nalausstattung der durch
das komplizierte Steuer-
recht und die wachsen-
den Fallzahlen überlaste-
ten Finanzämter kann dies
keinen Einfluû haben",
stellt Ondracek in seinem
Schreiben an Kolb fest.
Dies wurde auch bestä-
tigt vom nordrhein-west-
fälischen Finanzminister
Schleuûer, der zusätzlich
darauf hingewiesen hat,
daû die Finanzämter noch
bis in das Jahr 2000 mit der
Vermögensteuer beschäf-
tigt sind.

ImübrigenhatOndracek in
seinem Schreiben an Kolb
auf die zusätzlichen Bela-
stungen der Steuerverwal-
tung durch das Jahressteu-
ergesetz 1997 hingewie-
sen, insbesondere durch
die Bedarfsbewertung bei
der Erbschaftsteuer und
die daneben weiter zu
pflegenden Einheitswerte
für die Grundsteuer. Kolb
hatte im Dezember 1996
die Auffassung vertreten,
daû durch den Wegfall der
Vermögensteuer ,,die Fi-
nanzverwaltung vomBüro-
kratieaufwand mit jährlich
0,8 bis 1,8 Milliarden DM
entlastetwürde".
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M it dem brennen-
den Thema ,,Zu-
kunft der Arbeit ±

Arbeit der Zukunft" hat sich
der Deutsche Beamtenbund
bei seiner 21. gewerkschafts-
politischen Arbeitstagung
vom 5. bis 7. Januar 1997 in
Bad Kissingen auseinander-
gesetzt. Einen weiteren
Schwerpunkt bildete die
Dienstrechtsreform.

Eröffnet wurde die Tagung
von DBB-Chef Erhard Geyer
mit der Forderung nach
einer Gesamtreform staat-
lichen Handelns statt
schlichten Sparens am öf-
fentlichenDienst.

,,Wir wehren uns dagegen,
daû der öffentliche Dienst in
ständiger Praxis als selbst-
verständliche Zahlstelle ge-
nutzt wird, ohne ein Gedan-
ke an die Lösung der Kern-
probleme zu verschwen-
den". So sei mit dem Dienst-
rechtskonzept ursprünglich
bezweckt worden, das Lei-
stungsprinzip im öffent-
lichen Dienst zu stärken, die
Mobilität der Beschäftigten
zu erhöhen und die Bezah-
lung flexibler zu gestalten.
Inzwischen sei das Konzept
vollständig zur Kostenbrem-
sungmutiert.

Versucht werden müsse,
den Druck auf die öffent-
lichen Kassen positiv zu nut-
zen. Hierzu müsse das
Haushaltsrecht flexibilisiert
sowie eine Rechts- und Ver-
waltungsvereinfachung voll-
zogenwerden.

Bundesinnenminister Kan-
ther bekannte sich zum Be-
rufsbeamtentum. Dies ent-
hebe jedoch nicht von der
Notwendigkeit, Verkrustun-
gen abzubauen. Als Schwer-
punkte des Dienstrechts-
konzepts nannte Kanther
eine bessere Besoldung jun-
ger Beamter, eine stärkere
Betonung kinderbezogener
Gehaltsbestandteile sowie

eine verbesserte Mobilität
derMitarbeiter.

Zu allen Fragen des öffent-
lichen Dienstrechts sei eine
Zusammenarbeit mit dem
DBB notwendiger denn je.

Der bayerische Finanzmi-
nister Erwin Huber erteilte
jeder populistischen Ver-
teufelung des öffentli-
chen Dienstes eine Absage.
Daû Deutschland trotz
verschlechterter wirtschaftli-

Gegen populistische
Verteufelung des

Berufsbeamtentums

cher Rahmenbedingungen
immer noch eines der stabil-
sten Länder der Welt sei,
müsse auch als Verdienst
des öffentlichen Dienstes
und des Berufsbeamtentums
gewertet werden.

Als besonders wirksame
Leistungselemente hob Hu-
ber die Flexibilisierung des
Aufstiegs hervor, insbeson-
dere den Verwendungsauf-
stieg.

Im Anschluû an Gruûworte
standen in einer Podiums-
diskussion ebenfalls Re-

formfragen im Mittelpunkt.
Teilnehmer waren die Mit-
glieder des Innenausschus-
ses des Deutschen Bundes-
tages, Wolfgang Zeitlmann
(CDU/CSU), Fritz-Rudolf
Körper (SPD) undMax Stad-
ler (F.D.P.).

Über Perspektiven für den
Arbeitsmarkt von morgen
sprach der Präsident der
Bundesanstalt für Arbeit,
Bernhard Jagoda. Er warn-
te davor, den Standort
Deutschland zu zerreden
anstatt seine Stärken her-
auszustellen. Aktive Be-
schäftigungspolitik müsse
darauf zielen, durch eine
höhere Beschäftigungsin-
tensität Langzeitarbeitslose
abzubauen, ohne dabei ,,ar-
beitende Arme", wie z. B. in
den USA, in Kauf nehmen
zu müssen. Neue kreative
Arbeitsfelder seien zu er-
schlieûen. Er verwies auf
den Ausbau des Dienstlei-
stungssektors in den Berei-
chen Kinder- und Alten-
betreuung, Weiterbildung,
Umweltschutz sowie Service
und Recycling.

Die Tarifpolitik müsse auf
eine umfassende Flexibili-
sierung der Arbeit hinwir-

ken, um betriebliche Kapa-
zitäten intensiver zu nutzen.
Auch die Bedeutung der be-
ruflichen Weiterbildung
spiele bei der Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit eine
zentrale Rolle.

Der Vorsitzende der Innen-
ministerkonferenz, der In-
nenminister von Mecklen-
burg-Vorpommern, Rudi
Geil, plädierte in seinem
Vortrag für innovative Mo-
delle der Arbeitszeit und der
Arbeitsorganisation, insbe-
sondere für eine Flexibilisie-
rung der Arbeit durch die
Erweiterung der Teilzeit-
möglichkeiten.

Auf die zentrale Rolle der
kontinuierlichen Weiterbil-
dung wies auch der Präsi-
dent des Bundesinstituts für
Berufsausbildung, Hermann
Schmitt, hin.

,,Kostensenkung = Arbeits-
plätze sichern?" war das
Thema eines Streitge-
sprächs zwischen Robert J.
Köhler, Vorsitzender des
Vorstandes SGL Karbon AG,
und dem ersten stellver-
tretenden Vorsitzenden der
christlich-demokratischen
Arbeitnehmerschaft (CDA),
Hermann-Josef Arenz unter
der Moderation von Bodo H.
Hauser (ZDF). Köhler
warnte vor einer weiteren
Auswanderung von Indu-
strie und Investitionen aus
Deutschland. Geschont wer-
den müsse die Wirtschaft
vor immer neuen Verord-
nungen und Gesetzen.
Durch überflüssige Vor-
schriften würden Investitio-
nen gehemmt.

Vor einem ,,Triumph der
Ökonomie" warnte demge-
genüber Arenz. Es gehe in
der gegenwärtigen Diskus-
sion um gesellschaftliche
Strukturen, die aufrechter-
halten und unter veränder-
ten Bedingungen fortent-
wickelt werdenmüûten.

Gewerkschaftspolitische Arbeitstagung in Bad Kissingen

Der Arbeitsmarkt ist die gröûte
Herausforderung der Zukunft

HeleneWildfeuer, Dieter Ondracek, der bayerische Finanz-
minister ErwinHuber (CSU) im Fachgespräch. Links und

rechts auûen Eva Kirchner (Komba Bayern) und Josef Bugiel.
Foto: EduardN. Fiegel
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D as Dienstrechtsre-
formgesetz ist bis
Redaktionsschluû

noch nicht verabschiedet
worden. Eine vom Vermitt-
lungsausschuû eingesetzte
Arbeitsgruppe schloû ihre
Arbeit noch nicht ab. Noch
keine Einigung konnte über
die Zwangsteilzeit für Be-
rufsanfänger erzielt werden
± eine besonders unsoziale
Maûnahme, weil die niedri-
gen Anfangsgrundgehälter
viele Kolleginnen und Kolle-
gen an den Rand des Sozial-
hilfeniveaus drängen wür-
de. Auf der gewerkschafts-
politischen Arbeitstagung
des Deutschen Beamten-
bundes hat DBB-Chef Er-
hard Geyer die Zwangsteil-
zeit als eine ,,klare Attacke
auf das Berufsbeamtentum"
scharf kritisiert.

Abzusehen ist, daû die Bun-
deszuständigkeit für die
Stellenplanobergrenzen er-
halten bleibt. Die DSTG hat
dies in allen Phasen des Ge-
setzgebungsverfahrens mit
Nachdruck gefordert und
insbesondere auf die Beson-
derheiten der Steuerver-
waltung als Bundesauftrags-
verwaltung hingewiesen:
,,Über die Ländergrenzen
hinweg erfüllen die Beschäf-
tigten der Steuerverwaltung
die gleichen Aufgaben.
Sie üben Steuerrechtspflege
nach gleichen Kriterien aus
und tragen die gleiche Ver-
antwortung für das Steuer-
aufkommen. Die Stellen-
planobergrenzen haben bis-
her einen Orientierungsrah-
men für ihre bundeseinheit-
liche Bewertung gesetzt.
Wenn auch in unterschiedli-
chem Tempo wurden sie in
den Ländern sukzessive
ausgeschöpft".

Die DSTG sieht in bundes-
einheitlichen Stellenplan-
obergrenzen ein wirksames
Handlungs- und Steue-
rungsinstrument, denn: die
Sonderlaufbahnverordnung
des Bundes, über die noch

im Jahre 1992 die Stellen-
planobergrenzen für den
Regelbereich des gehobe-
nen Dienstes spürbar erwei-
tert worden sind, beruht auf
dem System der Stellen-
planobergrenzen ± auch die
von der DSTG angestrebte
Novellierung der Funktions-
gruppenverordnung.

ImGesetzgebungsverfahren
hatte der Bundesrat den
Wegfall des Ehegattenan-
teils im Familienzuschlag
bei Einkommen des Ehe-
partners von 24 000 DM
und mehr gefordert. Diese
Sparmaûnahme soll im
Dienstrechtsreformgesetz
nicht weiterverfolgt werden.
Vorgesehen ist, daû das
Dienstrechtsreformgesetz
zum 1. Juli 1997 in Kraft tritt.

Kranke Beamte

werden nicht

geschröpft

E ine Begrenzung der
Entgeltfortzahlung
im Krankheitsfall ist

zunächst für die Beamten
und Arbeitnehmer des
öffentlichen Dienstes vom
Tisch. Der Bundesrat hat das
Gesetz über die Begrenzung
der Bezügefortzahlung im
Krankheitsfall für die Beam-
ten am 19. Dezember 1996
endgültig nach einem auf-
wendigen Vermittlungsver-
fahren abgelehnt. Damit ist
das Gesetz gescheitert.

Die öffentlichenArbeitgeber
haben bisher auch davon
abgesehen, den Tarifvertrag
über die Entgeltfortzahlung
im Krankheitsfall für die Ar-
beitnehmer des öffentlichen
Dienstes (§ 37 BAT) zu kün-
digen. Bundesinnenminister
Manfred Kanther will jetzt
bei ,,Hausbesuchen" kon-
trollieren.

Dienstrechtsreform in der Schwebe

Zwangsteilzeit: Attacke
auf Berufsbeamtentum

D er 12. Landesver-
bandstag des DSTG
Landesverbandes

Nordrhein-Westfalen am
20. November 1996 in Bo-
chum hat die Landesregie-
rung zumUmdenken und zu
einer aufgabenkritischen so-
wie differenzierten Perso-
nalpolitik aufgefordert. ,Die
Fehlentwicklung muû ge-
stoppt und die Betriebs-
prüfung personell wesent-
lich verstärkt werden, um
Gleichmäûigkeit im Be-
steuerungsverfahren zwi-
schen abhängig Beschäftig-
ten und Betrieben herzustel-
len,© so der überraschend
neugewählte Landesvorsit-
zende Werner Siggelkow
in einer Pressekonferenz.
,Wenn Groûbetriebe wenig-
stens alle 4 Jahre, Mittelbe-
triebe alle 7 Jahre und die
übrigen Betriebe im Schnitt
alle 12 Jahre geprüft werden
sollen, was aus Gründen der
Steuergerechtigkeit erfor-
derlich ist, sind in NRW zu-
sätzliche Prüferinnen und
Prüfer einzusetzen,© so Sig-
gelkowweiter.

196 Delegierte hatten zuvor
für eine Überraschung ge-
sorgt. Bereits auf der Tags
zuvor durchgeführten Sit-
zung des Landeshauptvor-
standes wurde neben der
Kandidatur des amtierenden
Landesvorsitzenden Hans-
Jürgen Kallmeyer eine wei-
tere Kandidatur für den Lan-
desvorsitzenden angemel-
det. Werner Siggelkow, Vor-
sitzender des Bezirksver-
bandes Düsseldorf, wollte
mit Kallmeyer um das Amt
des Landesvorsitzenden
streiten. Nach dem Auszäh-
len der abgegebenen Stim-
men war die Sensation per-
fekt: Werner Siggelkow
hatte mit 97 Stimmen einen
knappen Vorsprung von
6 Stimmen auf sich vereini-
gen können. Sichtlich be-
wegt nahm Siggelkow die
Wahl an. In einer ersten Stel-
lungnahme dankte er dem
unterlegenen Kandidaten

für seine Arbeit und sein En-
gagement in der Deutschen
Steuer-Gewerkschaft.

Die Landesleitung setzt sich
nunmehr zusammen aus:

Werner Siggelkow
Vorsitzender

Meinolf Guntermann
stellv. Vorsitzender
(Westfalen)

Manfred Lehmann
stellv. Vorsitzender
(Köln)

Die Düsseldorfer Interessen
werden bis zu einer endgül-
tigen Regelung von dem
stellv. Vorsitzenden des Be-
zirksverbandes Düsseldorf,
Hans-Werner Kaldenhoff,
als Mitglied in der Landes-
leitungwahrgenommen.

Steuerpflicht

an Nationalität

koppeln

In einem Interview mit
dem Saarländischen Rund-
funk, das über die Presse-
agenturen verbreitet wur-
de, hat DSTG-Chef Dieter
Ondracek gefordert, die
Steuerpflicht an die Staats-
angehörigkeit zu knüpfen.
Jeder Deutsche wäre dann
mit seinem Welteinkom-
men in Deutschland steu-
erpflichtig. Die im Ausland
bezahlten Abgaben wür-
den aber angerechnet, da
das Einkommen nicht dop-
pelbesteuert werden dürfe.

NRW-Landesverband

Werner Siggelkow
neuer Vorsitzender

Werner Siggelkow
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N ach Redaktions-
schluû ging uns
nachstehendes

Schreiben der Finanzmini-
sterin des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern, Sigrid
Keler, zu. Aus aktuellen
Gründen haben wir den Le-
serbrief ± leicht gekürzt ±
noch in diese Ausgabe auf-
genommen.

,,Ihr Beitrag in dem
Gewerkschaftsorgan der
Deutschen Steuer-Ge-
werkschaft ± Ausgabe Nr.
12/96 ± mit dem Titel ,,An-
wärter sitzen auf glühen-
den Kohlen" gibt mir An-
laû, Ihnen noch einmal die
Zielsetzung der von mir
getroffenen Regelung zur
Übernahme von Ausbil-
dungsabsolventen des
gehobenen Dienstes der
Steuerverwaltung zu er-
läutern, nachdem wir ja
am 4. November 1996
bereits einen intensiven
Meinungsaustausch in
Schwerin geführt haben.

Nach dem Ergebnis einer
im Spätsommer 1996
durchgeführten Personal-
bedarfsberechnung wird
der Personalbedarf der
Steuerverwaltung von
Mecklenburg-Vorpom-
mern geringer sein als frü-
her angenommen.

Die Veränderungen sind
darauf zurückzuführen,
daû zum einen die Ein-
wohnerzahl unseres Lan-
des stärker zurückgegan-
gen ist, als 1990/1991 ab-
sehbar war, und zum an-
deren die Wirtschaftsent-
wicklung weit hinter den
Erwartungen zurückge-
blieben ist.

Zum Zeitpunkt meiner
Entscheidung im Herbst
1996 standen 199 freien
Stellen 39 in Ausbildung
befindliche Finanzanwär-
ter gegenüber.

Vor diesem Hintergrund
wäre es nicht verantwort-
bar gewesen, alle Absol-

venten des Ausbildungs-
jahrgangs 1993 unbefri-
stet auf Beamtenstellen
einzustellen und ihnen
Vollzeitarbeitsverhältnisse
als Beamte anzubieten.
Damit wären die Ausbil-
dungsjahrgänge 1994 und
später von vornherein
ausgegrenzt worden.

Auûerdem war zu beden-
ken, daû durch die Über-
nahme von Ausbildungs-
absolventen keine Ver-
drängung der vorhande-
nen Beschäftigten entste-
hen durfte. Wir standen
also vor dem Dilemma,
bei begrenzten Stellen-
zahlen möglichst viele
Ausbildungsabsolventen
in die Steuerverwaltung
zu übernehmen, ohne die
Belange der vorhandenen
Mitarbeiterinnen undMit-
arbeiter zu beeinträchti-
gen.

In dieser Situation habe
ich mich dafür entschie-
den, 40 Absolventen des
Ausbildungsjahrgangs
1993 Dauerarbeitsverhält-
nisse anzubieten, die je-
doch auf 90% der Arbeits-
zeit und damit auf 90%
des Gehalts begrenzt sind.
Dadurch können auf
36 Planstellen 40 Nach-
wuchskräfte beschäftigt
werden. Besonders be-
gründete Härtefälle ha-
ben zusätzlich Berück-
sichtigung gefunden. Den
übrigen Ausbildungsab-
solventen sind auf ein Jahr
befristete Arbeitsverträge
± ebenfalls auf 90%-Basis
± angeboten worden. Sie
sollen so Praxiserfahrun-
gen sammeln und ihre
Chancen auf dem Arbeits-
markt verbessern können.

Sofern die künftigen Er-
kenntnisse der Personal-
bedarfsberechnung es er-
lauben, beabsichtige ich,
den Absolventen der Aus-
bildungsjahrgänge 1994ff.
gleichartige Angebote zu
machen.

In Ihrem Beitrag zeigen
Sie sich betroffen von der
Absicht des Finanzmi-
nisteriums, die Anwärter
nicht in das Beamtenver-
hältnis auf Probe, sondern
in ein Angestelltenver-
hältnis zu übernehmen.
Nach dem Grundgesetz
sind hoheitliche Aufgaben
grundsätzlich von Beam-
ten wahrzunehmen. An
diesem Grundsatz rüttele
ich nicht. Ich wäre auch
bereit gewesen, die Aus-
bildungsabsolventen als
Beamte zu übernehmen,
wenn dies auf Teilzeit-
basis möglich gewesen
wäre. Das Beamtenrecht
sieht aber bisher eine Ein-
stellungsteilzeit nicht vor.
Der Bundesinnenminister
und der Deutsche Beam-
tenbund sind ± wie Sie
wissen ± bisher leider
nicht bereit, die gesetz-
liche Möglichkeit einer
Einstellungsteilzeit zu
schaffen, für die sich
die Landesregierung von
Mecklenburg-Vorpom-
mern einsetzt. Deshalb
war das Ziel, maximale
Beschäftigung auf einer
begrenzten Stellenzahl zu
ermöglichen, nur mit
Angestelltenverträgen er-
reichbar. Es kann daher
keine Rede davon sein,
daû Mecklenburg-Vor-
pommern das Berufsbe-
amtentum für die Steuer-
verwaltung zur Disposi-
tion stellen wolle.

Mit meinem Vorgehen
will ich im übrigen Ernst
machen mit der Forde-
rung, die begrenzt vor-
handene Arbeit auf mög-
lichst viele Menschen zu
verteilen.

Kommentar Ondracek:

Derzeit laufen Gespräche
mit Parlamentariern des
Landes. Darüber werden
wir in der nächsten Ausga-
be berichten und zugleich
den Brief kommentieren.

Soviel aber bereits heute:

Wäre der Personalbedarf
richtig ermittelt worden,
wäre die Ministerin gar
nicht in der von ihr darge-
stellten Zwangslage.

Leserbrief aus Mecklenburg-Vorpommern

Weniger Anwärter ±
geringerer Bedarf

Rafael Zender

rückt auf

DerDSTG-Bundesvor-
stand hat am 6. Dezember
1996 inMünchenmitWir-
kung zum 1. Januar 1997
DSTG-Justitiar Rechts-

anwalt Rafael Zender (36)
zum stellvertretenden Bun-
desgeschäftsführer be-

stellt. Rafael Zender gehört
seit 1991 der DSTG-Bun-
desgeschäftsstelle an, zu-
nächst als Referent, dann

als Justitiar.

UFE beruft

Paul Courth

V on dem Präsidium
der Union des
Finanzpersonals in

Europa (UFE) ist am 19. De-
zember 1996DSTG-Bundes-
geschäftsführer Dr. Paul
Courth zumGeneralsekretär
der UFE bestellt worden.
Der UFE mit 350 000 Mit-
gliedern gehören 36 Mit-
gliedsgewerkschaften aus
15 europäischen Ländern
(Belgien, Bundesrepublik
Deutschland, Dänemark,
Finnland, Frankreich, Groû-
britannien, Irland, Island,
Italien, Luxemburg, Nieder-
lande, Norwegen, Öster-
reich, Schweden und
Schweiz) an. Sie ist die ein-
zige Gewerkschaft des Per-
sonals der Finanzverwaltun-
gen in Europa. Zum Präsi-
denten wurde im September
in Paris der Luxemburger
Joseph Schaack gewählt.
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Z u einem einstündi-
gen Meinungsaus-
tausch trafen sich am

4. Dezember 1996 in Bonn
F.D.P.-Fraktionschef Her-
mann-Otto Solms und
DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek. Ausgangspunkt war
die Erklärung von Solms
im Nachrichtensender ntv,
Deutschland verfüge über
die ,,beste Betriebsprüfung
der Welt". Der Bundesvor-
sitzende bat daraufhin
Solms um einGespräch.

Die F.D.P.-Bundestagsfrakti-
on war neben dem Vorsit-
zenden vertreten durch die
finanzpolitische Sprecherin,
Frau Prof. Gisela Frick.

Für die DSTG nahm
Bundesgeschäftsführer Paul
Courth teil. Schwerpunkte
des Gesprächs bildeten die
Lage der Steuerverwaltung,
insbesondere der Betriebs-
prüfung und Steuerfahn-
dung, aber auch die Steuer-
politik (Jahressteuergesetz
1997, Steuerreform).

Die DSTG-Vertreter schil-
derten die Wirkmöglichkei-
ten der Betriebsprüfung, die

Keine Anschluû-
prüfung in Groû-

betrieben

auch nach den Feststellun-
gen des Bundesrechnungs-
hofes und des Bundes-
finanzministeriums inzwi-
schen notleidend geworden
sei. Die Zahl der Betriebs-
prüfer sei gesunken (von
8 766 im Jahre 1985 auf
8 560 im Jahre 1995), wäh-
rend die Zahl derGroû-,Mit-
tel- und Kleinbetriebe von
1,3 Millionen am 1. Januar
1985 auf fast zwei Millionen
am 1. Januar 1995 anstieg.
Besonders besorgniserre-
gend sei, daû selbst bei
Groûbetrieben die An-
schluûprüfung, wie sie in § 4
Abs. 2 der BpO vorgesehen
sei, nicht mehr stattfinde.

Insgesamt hätten die Ratio-
nalisierungserlasse in den
Ländern die ,,Schlagkraft"
der Betriebsprüfung erheb-
lich geschwächt. Insbeson-
dere die zeitlichen Vorga-
ben bewirkten, daû Be-
triebsprüfungen vorzeitig
abgebrochen würden, ob-
wohl noch Mehrergebnisse
zu erzielen gewesen wären.
Insbesondere die Betriebe
wüûten von den zeitlichen
Vorgaben und richteten ihre
Strategie danach ein.

Ein Loch mit dem
anderen gestopft

Auch auf die Initiative des
Bundesfinanzministers hin
sei die Betriebsprüfung und
Steuerfahndung in einzel-
nen Ländern ausgebaut
worden ± allerdings vielfach
zu Lasten der Innendienste.
Die Steuerverwaltung wer-
de unter dem Strich ge-
schwächt.

Insgesamt entständen durch
die Steuerkriminalität Steuer-
ausfälle in dreistelliger Mil-
liardenhöhe. Jedoch: auch
durch eine noch so schlag-
kräftige Betriebsprüfung
könnten diese Steueraus-
fälle nicht vermieden wer-
den. Doch könnten 30 bis
40 Milliarden realisiert und
die Steuergerechtigkeit in
diesem Ausmaû gestärkt
werden.

Solms blieb bei seiner Fest-
stellung, daû die Betriebs-
prüfung im internationalen
Vergleich in Deutschland
wirkungsvoll arbeite. Die
DSTG-Vertreter wiesen dar-
auf hin, daû die geringere
Zahl von Betriebsprüfungen
in den europäischen Län-
dern, aber auch in den Ver-
einigten Staaten, deshalb
möglich sei, weil die Steuer-
verwaltung Zugriff auf alle
steuerlich-relevanten Daten
der Steuerpflichtigen habe
(Kontenbewegung, Kredit-
kartenbewegung usw.).

Hervorgehoben werden
müsse auch, daû in den Ver-
einigten Staaten Steuerhint-
erziehung mit hoher Strafe
bedroht werde, die in aller
Regel nicht zur Bewährung
ausgesetzt würden ± eine
besonders wirksame Pro-
phylaxe gegen die
Steuerkriminalität.

Die Teilnehmer waren sich
darin einig, daû eine durch-
greifende Steuervereinfa-
chung der richtige Weg wä-
re, die Steuerverwaltung zu
entlasten. Die DSTG-Vertre-
ter äuûerten, trotz aller poli-
tischen Absichtserklärun-
gen sei das Steuerrecht seit
den 50er Jahren immer kom-
plizierter geworden.

Steuervereinfachung
einziges Heilmittel

Das wachsende Problem sei
nur dadurch in den Griff zu
bekommen, daû die Aufga-
ben, die der Steuerverwal-

Dieter Ondracek zwischen Prof. Gisela Frick und demFraktionsvorsitzendenHermannOtto
Solms. Links Bundesgeschäftsführer Paul Courth.

Foto: EduardN. Fiegel

Disput mit der F.D.P. über
Ausstattung der Betriebsprüfung
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tung durch die Steuer-
gesetzgebung aufgebürdet
würden, die Fallzahlen usw.
analysiert und eine an den
Aufgaben orientierte Perso-
nalpolitik betriebenwürden.
Dem schienen die F.D.P.-
Vertreter zuzustimmen.

Besonders wichtig sei es, so
die DSTG-Vertreter, die Be-
schäftigten der Steuerver-
waltung stärker zu motivie-
ren, insbesondere durch
eine Verbesserung der
beruflichen Perspektiven.
Wenn es gelungen sei, im
Jahre 1992 die Stellenplan-
obergrenzen für den Regel-
bereich des gehobenen
Dienstes zu verbessern, sei
es nunmehr dringend erfor-
derlich, Betriebsprüfung
und Steuerfahndung an
diese Entwicklung anzupas-
sen.

Übereinstimmend wurde
daher von den Gesprächs-
teilnehmern begrüût, daû
die Stellenplanobergrenzen
voraussichtlich im Bundes-
besoldungsgesetz geregelt
bleiben und damit die
Grundlage erhalten werde,
durch eine Flexibilisierung
der Stellenplanobergrenzen
für die Steuerverwaltung die
Beförderungsmöglichkeiten
zu verbessern.

Jahressteuergesetz 1997

Die DSTG-Vertreter kritisier-
ten, daû das Jahressteuer-
gesetz 1997 für die Steuer-
verwaltung keine Arbeits-
entlastung bringe. Im Ge-
genteil: auch wenn die Ver-
mögensteuer wegfalle, wer-
de dadurch der Arbeits-
druck nicht gemindert, weil
die Vermögensteuer bisher
als Arbeitsspitze miterledigt
worden sei. Das Jahressteu-
ergesetz 1997 bringe im
übrigen durch die Bedarfs-
bewertung bei der Erb-

Jahressteuer-
gesetz 1997 bringt
Mehrbelastung

schaftsteuer eine erhebliche
Mehrbelastung mit sich ±
welches Verfahren im ein-
zelnen auch angewandt

werde (Sachwertverfahren,
Ertragswertverfahren). Da-
neben müûten die Einheits-
werte für die Grundsteuer
weiter gepflegt werden. Die
Einführung der Gewerbe-
kapitalsteuer auf der Grund-
lage der bisherigen Ein-
heitswerte in den jungen
Bundesländern werde dort
auf unüberwindliche admi-
nistrative Schranken stoûen.

Nach Auffassung von Solms
und Frick müsse politisch
darauf hingewirkt werden,
daû sich die Gemeinden die
Bemessungsgrundlage für
die Grundsteuer selbst be-
schafften, damit ,,grünes
Licht" für den Wegfall der
Einheitsbewertung gegeben
werden könne.

Steuerreform

Die Teilnehmer waren sich
darin einig, daû durch das
Prinzip ,,Niedrigere Steuer-
sätze ± weniger Ausnah-
men" das Steuerrecht
durchgreifend vereinfacht
werden könne. Dies gelte
insbesondere dann, wenn
etwa Abschreibungsrege-
lungen wegfielen. Dies gelte
aber nicht, wenn neue Tat-
bestände in die Bemes-
sungsgrundlage eingezogen

würden, zum Beispiel die
Besteuerung privater Veräu-
ûerungsgewinne und von
Lohnersatzleistungen.

Finanzausgleich

Die Teilnehmer stimmten
darin überein, daû der gel-
tende Finanzausgleich die
Länder demotiviere, ihre
eigene Finanzkraft auszu-
schöpfen, wenn etwa die
Mehrergebnisse der Be-
triebsprüfung zu 80% in den
Finanzausgleich flössen.
Nicht realisierbar sei der
Weg, die Mehrergebnisse
aus der Finanzausgleichs-
rechnung herauszunehmen.
Dies werde eine Verlage-
rung der Aktivitäten der
Steuerverwaltung auf die

Auûendienste bewirken und
die organische Einheit von
Innen- und Auûendienst
stören. Möglich sei jedoch,
so die DSTG-Vertreter, die
Personalkosten aus dem
Finanzausgleich herauszu-
nehmen.

Die DSTG-Vertreter kriti-
sierten, daû alle Finanzmi-
nister eine Neuordnung des
Finanzausgleichs für not-
wendig hielten, die Finanz-
ministerkonferenz jedoch,
als es konkret wurde, jede
¾nderung abgelehnt hätte.
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Z u einer eindrucksvol-
len Manifestation ge-
werkschaftlicher Ge-

schlossenheit wurde der
Zweite Landesverbandstag
der DSTG Sachsen am
18. November 1996 in
Chemnitz. Neu gewählt wur-
de ein Führungsteam. An
der Spitze der DSTG-Lan-
desvorsitzende Sachsen und
stellvertretende Bundesvor-
sitzende, Kollege Joachim
Rothe.

,,Im Bewuûtsein ihrer Lei-
stungen beim Aufbau der
Finanzverwaltung im Frei-
staat Sachsen, entschlossen
und bereit, ihren Beitrag zur
Stärkung der Steuerverwal-
tung und der Finanzautono-
mie des Freistaates Sachsen
zu leisten", verabschiedeten
100 Delegierte die program-
matische ,Chemnitzer Erklä-
rung©:

Beleuchtet werden das Steu-
erchaos und die Vollzugsde-
fizite in der Steuer-
verwaltung, die der Steuer-
kriminalität weiteren Auf-
trieb gäben und die deutli-
che Parallelen zur organi-
sierten Kriminalität aufwie-
sen. ,,Auf Dauer wird die
Solidarität der Gesellschaft
gesprengt, wenn die einen
ehrlich und pünktlich ihre
Steuern und für die die
Zeche zahlen, die sich
über Schattenwirtschaft und
Steuerkriminalität ihren
steuerlichen Pflichten ent-
ziehen.

Heftig kritisiert wurde der
Sparkurs der Bundesregie-
rung:

,,Auch die Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes wis-
sen, daû gespart werden
muû. Auch sie sind bereit,
hierzu einen Beitrag zu lei-
sten, aber es muû gerecht
zugehen. Und daran fehlt
es: die Sparmaûnahmen ge-
hen einseitig zu Lasten der

Arbeitnehmer und des öf-
fentlichen Dienstes."

Stark kritisiert wurde auch
der letzte Tarifabschluû ±
,,nicht so sehr, weil die volle
Anpassung an das Gehalts-
niveau in den westlichen
Bundesländern nicht er-
reicht werden konnte, son-
dern weil keine zeitliche
Perspektive für die volle An-
passung geöffnet wird".

An diese Lageanalyse wer-
den sechs Schwerpunkt-
forderungen gestellt:

I zur Personalausstattung

I zur Übernahme der An-
wärter

I zur Verbesserung des
Kündigungsschutzes

I zur Anerkennung der in
den jungen Bundeslän-
dern erworbenen Lauf-
bahnbefähigung auch in
den alten Bundeslän-
dern

I zur Flexibilisierung der
Arbeitszeit

Einstimmig zum Landesver-
bandsvorsitzenden wurde

Kollege Joachim Rothe wie-
dergewählt. Mit überwälti-
genden Mehrheiten wurden
die Kolleginnen Helga Pfeif-
fer und Nannette Seidler so-
wie die Kollegen Peter Kut-
schera und Günter Stein-
brecht zu stellvertretenden
Vorsitzenden gewählt.

Höhepunkt des Landesver-
bandstages war die öffent-
liche Kundgebung. Nach
der Begrüûung durch den
Kämmerer der Stadt Chem-
nitz, Hans-Jörg Zimpel, rich-
teten die Repräsentanten
der im Landtag vertretenen
Parteien Gruûworte an die
Delegierten, so für die CDU
Wolf-Dieter Berger und für
die SPD Professor Förster.
Berger und Förster würdig-
ten den Aufbau der Finanz-
verwaltung im Freistaat
Sachsen. Den Beschäftigten
der Steuerverwaltung sei
eine zentrale Rolle bei der
Bekämpfung von Steuer-
und Wirtschaftskriminalität
zugewiesen. Sie leisteten
einen wesentlichen Beitrag,
das Gleichmaû der Besteue-
rung zu sichern.

In Vertretung des sächsi-
schen Finanzministers Pro-
fessor Dr. Georg Milbradt
berichtete Ministerialdiri-
gent Walter Woydera über
den Stand der Aufbauarbei-
ten im Freistaat Sachsen, die
im wesentlichen abge-
schlossen seien. Allerdings
sei noch weiter Verwal-
tungshilfe im Bereich von
Betriebsprüfung und Steuer-
fahndung notwendig.

Keine Perspektive zeigte
Woydera für die volle An-
gleichung der Ostbezüge an
das Westniveau. Dies sei
dannmöglich, wenn die Pro-
duktivität in den jungen
Bundesländern weitere
Fortschritte mache.

In seiner Rede forderte
DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek eine klare Perspektive
für die Angleichung der Ost-
gehälter an das Westniveau:
,,Sie leisten mehr als 100%
Arbeit und erhalten nur
84% Lohn. Dies ist ein
¾rgernis!" Ondracek wies
darauf hin, daû es in der pri-
vaten Wirtschaft bereits Be-
reiche gebe, bei denen die
Angleichung an dieWestbe-
züge terminiert und verein-
bart seien.

Ondracek erinnerte an die
gewaltige Aufbauleistung
der Beschäftigten der Steu-
erverwaltung im Freistaat
Sachsen: ,,Sie haben mit un-
glaublichem Einsatz funk-
tionierende Finanzämter ge-
schaffen. Sie haben hart
gearbeitet, sind durch zahl-
reiche Fortbildungslehrgän-
ge gegangen, haben ihre
Testate erworben, leisten so
gute Arbeit, daû man auch
von auûen betrachtet sa-
gen kann: die Steuer-
und Finanzverwaltungen in
Sachsen funktionieren gut.
Das eigene Steueraufkom-
men im Freistaat Sach-
sen entwickelt sich ansehn-
lich".

DSTG Sachsen: Zweiter Landesverbandstag

Schattenwirtschaft bekämpfen ±
Sozialabbau stoppen

v. l. n. r.: Helga Pfeiffer, Joachim Rothe, Dieter Ondracek,
Nannette Seidler, Günter Steinbrecht, Peter Kutschera.
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Seinen Einstand als neu ge-
wählter Landesvorsitzender
gab Kollege Joachim Rothe
mit einer vielbeachteten
kämpferischen Rede. Er gei-
ûelte die Hetzkampagne ge-
gen den öffentlichen Dienst,
die teilweise auch von den
Politikern geschürt würde.

Rothe würdigte, daû bis zum
heutigen Tag alle Anwärter
nach bestandener Lauf-

Übernahme aller
Anwärter gewürdigt

bahnprüfung in das Beam-
tenverhältnis auf Probe
übernommen worden seien
± eine Chance für die säch-
sische Steuerverwaltung,
denn das bewährte Stamm-
personal könne mit den jun-
gen Kolleginnen und Kolle-
gen ein wirksames Team bil-
den.

Unter dem Beifall der Dele-
gierten und Gäste schloû
Rothemit demAppell:

,,Die Deutsche Steuer-
Gewerkschaft ist bereit,
den begonnenenWeg zur
Vollendung der inneren
Einheit auch in den
nächsten vier Jahren bis
zur Jahrtausendwende tat-
kräftig zu unterstützen
und mitzutragen. Dabei
kommt es darauf an, die
noch bestehenden Gren-
zen im Denken abzubau-
en. Akzeptanz eines je-
den und ein respektvoller
Umgang miteinander ge-
hören dazu. Die Vollen-
dung der inneren Einheit
kann aber keine Ein-
bahnstraûe sein. Auch
die Verantwortlichen der
Politikmüssen dasNötige
dazu beitragen. Sollte es
an dem Willen fehlen, so
muû die provokante Fra-
ge gestellt werden, obmit
der Wende 1989 die Zu-
kunft der Ostdeutschen
beendet wurde? Ich ver-
mag zu sagen: sie wurde
begonnen. Sich dabei für
die Interessen der Be-
schäftigten der Finanzver-
waltung jetzt und zukünf-
tig als Solidargemein-
schaft DSTG Sachsen
einzusetzen, ist eine loh-
nendeAufgabe".

Pauschbetrag

bei Dienstreisen

nur leicht geändert

D ie steuerliche Be-
handlung des Ver-
pflegungsmehrauf-

wandes wurde im Jahres-
steuergesetz 1997 geändert.
So wird die für die Gewäh-
rung des Pauschbetrages
von 10,00 DM erforderli-
che Abwesenheitsdauer von
mindestens zehn Stunden
auf mindestens acht Stun-
den gesenkt. Bei Abwesen-
heit von mehr als 14 Stun-
den, aber weniger als
24 Stunden bleibt es bei
20,00 DM, ab 24 Stunden
pro Tag bei 46,00 DM. Zu-
gleich soll der Arbeitgeber
steuerpflichtige Teile des
von ihm ersetzten Verpfle-
gungsmehraufwandes pau-
schal mit 25 % übernehmen
können, wenn dieser Teil
des Mehraufwandes 100%
der Pauschbeträge nicht
übersteigt. Diese freiwilli-
gen Leistungen werden von
der Sozialversicherungs-
pflicht befreit.

Parallel hierzu wurde
das Bundesreisekostenge-
setz für Beamte des Bundes
an die niedrigen Steuersätze
des steuerlichen Reiseko-
stenrechts angepaût. Diese
Bundesregelung hat zwar
keine rechtlichen, aber doch
politische Auswirkungen
auf die Reisekostengesetze
der Länder. Es muû daher
versucht werden, daû diese
Bundesregelung nicht auf
die Landesreisekostengeset-
ze übertragen wird, soweit
die Länder nicht das Bun-
desreisekostenrecht ohne-
hin anwenden.

Zuvor hatte der Deutsche
Beamtenbund gegen diese
Neuregelung protestiert
und darauf hingewiesen,
daû der Verpflegungsmehr-
aufwand in keinem Fall
durch die Neuregelung ab-
gedeckt werde und damit
wichtige Prinzipien des Rei-
sekostenrechts über Bord
geworfenwürden.

Die Gemeinschaft von Gewerkschaf-
ten und Verbänden des öffentlichen Dienstes
(GGVöD) hat Bundesinnenminister Manfred Kan-
ther aufgefordert, seine Behauptung über erhöhte
Fehlzeiten im öffentlichen Dienst schlüssig und
nachvollziehbar zu belegen. Auf wiederholte Nach-
frage des DBB ist Kanther einen Nachweis bisher
schuldig geblieben.

Zu einem weiteren Tarifgespräch
zumThemaNeuordnung der Vergütungsstruktur ist
die von GGVöD und Arbeitgebern gemeinsam be-
setzte Arbeitsgruppe ,,Vergütung" Ende November
1996 zusammengetroffen. Im Mittelpunkt stand die
Neugestaltung von Bewährungs- und Fallgruppen-
aufstieg mit der Absicht, die Systematik bei Bund,
Ländern undGemeinden zu vereinheitlichen.

Am Rande der gewerkschaftspoliti-
schen Arbeitstagung des DBB in Bad Kissingen hat
der GGVöD-Vorsitzende Horst Zies die Bereitschaft
zu einem konstruktiven Dialog mit dem Bundesin-
nenminister erklärt, bei dem es keine Tabus geben
dürfe.

+++ Tarif-Telegramm +++
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M it der Zustimmung
des Bundesrates
am 19. Dezember

1996 hat das Jahressteuer-
gesetz 1997 die letzte Hürde
genommen. Bereits zum
1. Januar 1997 sind wesent-
liche Teile des Jahressteuer-
gesetzes in Kraft getreten. In
einem Schreiben an die Fi-
nanzminister imBund und in
den Ländern sowie den Fi-
nanzausschuû des Deut-
schen Bundestages hatte die
Bundesleitung kritisiert, daû
das Gesetz so spät in Kraft
trete, daû die Beschäftigten
der Steuerverwaltung, die
steuerberatenden Berufe und
die Steuerzahler allenfalls
aus der Presse über die In-
halte informiert sind.

Hier die wesentlichen In-
halte des Jahressteuerge-
setzes 1997:

I Rückwirkend zum 1. Ja-
nuar 1996 tritt die neue
Erbschaft- und Schenkung-
steuer in Kraft. Diese sieht in
groben Zügen dargestellt
wie folgt aus:

w1 Die Steuerklassen wer-
den von bisher vier Steuer-
klassen auf drei Steuerklas-
sen reduziert. Dies ge-
schieht durch eine Zusam-
menfassung der bisherigen
Steuerklassen I und II. In
der neuen Steuerklasse I
sind neben dem Ehegatten
auch die Kinder und Stief-
kinder sowie die Abkömm-
linge dieser Kinder und
Stiefkinder erfaût, bei Er-
werben von Todes wegen
auch die Eltern und Vorel-
tern. In der neuen Steuer-
klasse II sind die Eltern und
Voreltern, soweit sie nicht
zur Steuerklasse I gehören,
die Geschwister, die Ab-
kömmlinge ersten Grades
von Geschwistern, die Stief-
eltern, die Schwiegerkinder,
die Schwiegereltern sowie
der geschiedene Ehegatte
erfaût. Alle übrigen Erwer-

ber und die Zweckzuwen-
dungen fallen unter Steuer-
klasse III.

w2 Auch die Freibeträge
sind gegenüber dem bishe-
rigen Recht erhöht. Danach
werden diese Freibeträge
bei Ehegatten auf 600 000,--
DM (bisher 250 000,-- DM),
bei Kindern auf 400 000,--
DM (bisher 90 000,-- DM),
bei den übrigen Personen
der Steuerklasse I auf
100 000,-- DM (bisher
50 000,-- DM), in Steuer-
klasse II auf 20 000,-- DM
(bisher 10 000,-- DM), in
Steuerklasse III auf
10 000,-- DM (bisher
3 000,-- DM) angehoben.

w3 Der Versorgungsfreibe-
trag für Ehegatten verdop-
pelt sich auf 500 000,-- DM,
für Kinder wird der nach
dem Alter gestaffelte Ver-
sorgungsfreibetrag eben-
falls verdoppelt. Bei einem
Alter bis zu fünf Jahren wer-
den z.B. 100 000,-- DM, bei
einem Alter von mehr als 20
bis höchstens 27 Jahren
werden 20 000,-- DM ge-
währt.

w4 Verbesserungen sind
auch bei der Freistellung
von Hausrat und anderen
beweglichen körperlichen
Gegenständen vorgesehen,
so erhöht sich z.B. in Steuer-
klasse I der Freibetrag für
Hausrat auf 80 000,-- DM,
für andere bewegliche kör-
perliche Gegenstände auf
20 000,-- DM.

w5 Der für Betriebsvermö-
gen geltende zusätzliche
Freibetrag von 500000,--
DM bleibt unverändert, der
bisherige Bewertungsab-
schlag für das diesen Freibe-
trag übersteigende Betriebs-
vermögen erhöht sich von
25% auf 40%. Unabhängig
vom Verwandtschaftsgrad
wird ein Betriebsübernehmer
stets nach dem günstigen
Tarif der Steuerklasse I be-

steuert. In diese Neurege-
lung werden auch land- und
forstwirtschaftliche Betriebe
sowie wesentliche Anteile
an Kapitalgesellschaften mit
einbezogen.

w6 Bei der Immobilienbe-
wertung wird bei der Erb-
schaftsteuer auf die Ein-
heitswerte für Grund und
Boden verzichtet. Statt des-
sen werden bebaute Grund-
stücke künftig nach dem Er-
tragswertverfahren bewer-
tet, das sich an der erzielba-
ren Miete orientiert (12,5-
fache der im Durchschnitt
der letzten drei Jahre erziel-
ten Jahreskaltmiete ohne
Einbeziehung der Betriebs-
kosten), wobei je nach Art
und Alter des Objekts Zu-
bzw. Abschläge vorgesehen
sind.

Die Wertermittlung erfolgt
stets nur als sogenannte Be-
darfsbewertung, also jeweils
für den einzelnen Veranla-
gungsfall. Die sich so erge-
benen neuen Grundbesitz-
werte gelten ab 1. Januar
1996.

w7 Auch beim Tarif erge-
ben sich ¾nderungen. So
werden die bisherigen
25 Tarifstufen auf sieben
Tarifstufen (100 000,-- DM,
500 000,-- DM, 1 000 000,--
DM, 10 000 000,-- DM,
25 000 000,-- DM,
50 000 000,-- DM und über
50 000 000,-- DM) reduziert.
Die Steuersätze reichen in
Steuerklasse I von 7% bis
30%, in Steuerklasse II von
12% bis 40% und in Steuer-
klasse III von 17% bis 50%.

I Die Grunderwerbsteuer
steigt von 2% auf 3,5%,
bei Verträgen, die vor
dem 1. Januar 1997 abge-
schlossen wurden, gilt
noch der niedrigere Satz.

I Kindergeld und Kinder-
freibetrag steigen schon ±
wie im Jahressteuergesetz

1996 vorgesehen ± ab
1. Januar 1997. So erhöht
sich das Kindergeld für
das erste und zweite
Kind zum 1. Januar 1997
um 20,± DM auf 220,±
DM. Parallel dazu wird
der Kinderfreibetrag von
6 264,± DM auf 6 912,±
DMaufgestockt.

I Die bereits mit dem Jah-
ressteuergesetz 1996 be-
schlossene Erhöhung des
Grundfreibetrages von
12 095,± DM/24 191,± DM
auf 12 365,± DM/24 731,±
DM (Ledige/Verheiratete)
wird hingegen um ein
Jahr auf 1998 verschoben.

I Die Grenze zur Abgabe
von jährlichen Lohnsteu-
er-Anmeldungen wird
von 1 200,± DM auf
1 600,± DMangehoben.

I Wer eine ordnungsgemäû
sozialversicherte Haus-
haltshilfe beschäftigt, kann
dafür künftig 18 000,± DM
statt bisher 12 000,± DM
im Jahr steuerlich geltend
machen, auûerdem entfal-
len die bisher geltenden
Voraussetzungen für die
Inanspruchnahme, näm-
lich die Haushaltszugehö-
rigkeit von Kindern oder
hilflosen Personen.

I Die seit Jahresbeginn
1996 zur Förderung des
Wohneigentums geltende
Eigenheimzulage wird bei
Ausbau und Erweiterung
nur noch in Höhe der
Eigenheimzulage für Alt-
bauten gewährt. Damit
gibt es acht Jahre lang
jährlich höchstens 2,5%
der Herstellungskosten
oder 2 500,± DM als
Eigenheimzulage. Bisher
galten für Ausbauten und
Erweiterungen 5% oder
5 000,± DM. Zugleich wird
die Förderung auf 50%
der Herstellungskosten
reduziert.

Steuerverwaltung auf Bestimmungen nicht vorbereitet

Jahressteuergesetz 1997
in letzter Minute verabschiedet
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I n zahlreichen Rund-
funkinterviews und
Pressegesprächen hat

DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek über die Fahndung bei
Banken informiert, so u. a.
auch in einem Gespräch mit
der dpa. Nach den Durch-
suchungen bei Groûbanken
gebe es inzwischen 50 000
Ermittlungsverfahren. Da-
mit seien etwa 30 bis 40%
der Fälle unter die Lupe
genommen worden. 1 000
Fälle seien abgeschlossen.
Die Steuerfahndung werde
mit Hilfe weiterer Kontroll-
untersuchungen bei den
Kreditinstituten voraussicht-
lich mindestens zehn Mil-
liarden DM für die öffent-
lichenHaushalte eintreiben.

Insgesamt sei damit zu rech-
nen, daû sich seit der Ein-
führung des 30%igen Zins-
abschlags Anfang 1993
etwa 200 Milliarden DM
Fluchtkapital auf Luxembur-
ger Konten ansammeln.
Davon seien nach seiner
Schätzung etwa 70% der
Zinserträge illegal nicht ver-
steuert. Hinzu komme, daû
60% der verschwiegenen
Anlagen aus unversteuer-
tem Schwarzgeld stamme.
Dies entspreche den Er-
kenntnissen der nordrhein-
westfälischen Fahndung.

Seit die Steuerfahndung die
Pipeline in Luxemburg ge-
knackt habe, gebe es jetzt

die Tendenz, daû einige An-
leger diesen Finanzplatz
verlassen und in Richtung
niederländische Antillen,
Kanalinseln, Irland abwan-

Bankgewerbe spielt
trübe Rolle

derten. Als weitere Anlage-
plätze spielten die Schweiz,
Liechtenstein, Österreich
und die Bahamas eine Rolle.
Inzwischen seien die ,,Ma-
nipulationspraktiken des
Bankgewerbes" beim Geld-
transfer nach Luxemburg
hinlänglich bekannt, so daû
die Arbeit der Fahndung
voranschreite. Bisher seien
von 1 000 Steuerfahndern
etwa 250 bis 300 für die Un-
tersuchung bei den Banken
abgestellt worden. Dringend
erforderlich seien weitere
1 000.

Die Behauptung der Bun-
desregierung, durch die Ab-
schaffung der Vermögen-
steuer könnten viele Beamte
bei der Steuerfahndung
übernommen werden, sei
eine ,,politische Mär". Drin-
gend warnte Ondracek
davor, den Zinsabschlag,
der heute mit dem jeweils
persönlichen Einkommen-
steuersatz zu verrechnen
sei, in eine Abgeltungsteuer
im Rahmen der ,,groûen"
Steuerreform umzuwan-
deln. Dies wäre eine echte

Privilegierung der Einkünfte
aus Kapitalvermögen ge-
genüber den Arbeitsein-
kommen, die durch nichts
zu begründen sei. Die Er-
mittlungsbehörden hätten

auûerdem einen Ansatz-
punkt weniger, bei unge-
reimten Geldbewegungen
tätig zu werden und
Schwarzgelder aufzudek-
ken.

Ondracek: Steuerfahndung hat
Pipeline in Luxemburg geknackt

FinAnw. aus Bayern (OFD
München) sucht Tausch-
partner/in aus den Berei-
chen der OFDen Kiel oder
Hannover für die Zeit nach
bestandener Laufbahnprü-
fung.

AI i. St. aus dem Bereich der
OFD Hamburg sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
den Bereichen der OFDen
Hannover oderMünster.

StHS©in aus dem Bereich
der OFD Düsseldorf sucht
Tauschpartner/in aus dem
Bereich der OFD Frankfurt/
Main.

StI aus Rheinland-Pfalz (OFD
Koblenz) sucht Tauschpart-
ner/in aus Baden-Württem-
berg (OFD Freiburg).

StAF aus Baden-Württem-
berg (OFD Karlsruhe) sucht
Tauschpartner/in aus Schles-
wig-Holstein (OFD Kiel),
vorzugsweise Finanzämter
Husum oder Schleswig.

StS©in z.A. aus Brandenburg
(OFD Cottbus) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD

Rostock (vorzugsweise die
Finanzämter aus Rostock).

StHS©in aus Wolgast (Meck-
lenburg-Vorpommern) sucht
dringend Tauschpartner/in
aus Schleswig-Holstein (mög-
lichst FA Itzehoe).

StS©in z.A. aus dem Bereich
der OFD Hamburg sucht ±
möglichst per sofort ±
Tauschpartner/in aus den
Bereichen der OFDen Köln
oder Düsseldorf.

StOS©in aus Nordrhein-
Westfalen (OFD Düsseldorf)
sucht Tauschpartner/in aus
Sachsen-Anhalt (OFD Mag-
deburg), FAMagdeburg, FA
Haldensleben und Umge-
bung.

StOI©in aus Baden-Württem-
berg (OFD Stuttgart) sucht
dringend Tauschpartner/in
aus NRW (OFD Münster/
Südwestfalen).

StOI©in aus Baden-Württem-
berg (OFD Karlsruhe) sucht
dringend Tauschpartner/in
aus den Bereichen der OFD
Kiel oder Hamburg.

Tauschecke
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